
 

  

S 6 EG 982/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Kindergeld-/Erziehungsgeldangelegenheit

en
Abteilung 11.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 EG 982/21
Datum 17.06.0021

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 EG 2109/21
Datum 02.11.2021
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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Mannheim vom 17.06.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 

Â 

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Elterngeld fÃ¼r die Zeit vom
12.07.2021 bis 11.12.2021 streitig.

Der KlÃ¤ger und seine Ehefrau sind Eltern der am 12.10.2020 geborenen Tochter C.
Vor der Geburt des Kindes war der KlÃ¤ger ab 01.08.2020 versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Zuvor war er als Messebauer von Oktober 2018 bis Oktober 2020
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig. Diese TÃ¤tigkeit ruhte aufgrund der EinschrÃ¤nkungen durch
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die Corona-Pandemie ab MÃ¤rz 2020. Zum 31.12.2020 legte der KlÃ¤ger seinen
Betrieb endgÃ¼ltig still. Die Ehefrau des KlÃ¤gers bezog vom 12.10.2020 bis zum
15.02.2021 Mutterschaftsgeld durch die gesetzliche Krankenversicherung von
kalendertÃ¤glich 13,00Â â�¬ und erhielt von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss
zum Mutterschaftsgeld. Ab 16.02.2021 nahm die Ehefrau des KlÃ¤gers eine
VollzeiterwerbstÃ¤tigkeit auf.

Der KlÃ¤ger beantragte am 17.11.2020 bei der Beklagten Elterngeld fÃ¼r den
ersten bis vierzehnten Lebensmonat seiner Tochter. Er legte ein Attest der G vom
15.12.2020 vor, wonach die Ehefrau des KlÃ¤gers aus schwerwiegenden
gesundheitlichen GrÃ¼nden derzeit und bis auf Weiteres die am 07.10.2020
[gemeint wohl: 12.10.2020] geborene gemeinsame Tochter nur sehr
eingeschrÃ¤nkt und wÃ¤hrend der stationÃ¤ren Behandlungen gar nicht versorgen
kÃ¶nne. Sie sei auf eine umfassende UnterstÃ¼tzung durch ihren im gemeinsamen
Haushalt lebenden Ehemann, den KlÃ¤ger, angewiesen. 

Die Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger durch Bescheid vom 09.02.2021 fÃ¼r seine
Tochter fÃ¼r den ersten bis neunten Lebensmonat (12.10.2020 bis 11.07.2021)
Elterngeld in HÃ¶he von 1.800,00Â â�¬ und setzte das Elterngeld fÃ¼r den zehnten
bis vierzehnten Lebensmonat (12.07.2021 bis 11.12.2021) auf monatlich 0,00Â â�¬
fest. Lebensmonate des Kindes, in denen einem Elternteil nach Â§Â 3 AbsÂ 1 NrÂ 1
bis 3 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) anzurechnende Einnahmen
oder nach Â§Â 192 AbsÂ 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
Versicherungsleistungen zustÃ¼nden, gÃ¶lten als Monate, fÃ¼r die dieser Elternteil
Basis-Elterngeld beziehe. Solche Einnahmen seien zB das Mutterschaftsgeld, der
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld, Krankentagegeld, das fÃ¼r die Zeit des
Mutterschutzes von der privaten Krankenkasse gezahlt werde, DienstbezÃ¼ge,
AnwÃ¤rterbezÃ¼ge und ZuschÃ¼sse, die nach beamten- oder soldatenrechtlichen
Vorschriften fÃ¼r die Zeit der BeschÃ¤ftigungsverbote zustÃ¼nden, sowie dem
Elterngeld vergleichbare Leistungen, die auÃ�erhalb Deutschlands bezogen
wÃ¼rden. Da zeitweise Anspruch auf solche Leistungen bestehe, kÃ¶nne Elterngeld
nicht fÃ¼r den gesamten Zeitraum gezahlt werden. 

Dagegen legte der KlÃ¤ger am 04.03.2021 Widerspruch ein. Der Widerspruch richte
sich gegen die Anrechnung des Mutterschaftsgeldes beim Vater. Eine
Neufestlegung des Bezugszeitraums wÃ¼nschte er ausdrÃ¼cklich nicht.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 06.04.2021
zurÃ¼ck. GemÃ¤Ã� Â§Â 4 AbsÂ 1 SatzÂ 1 BEEG kÃ¶nne Elterngeld in der Zeit vom
Tag der Geburt bis zur Vollendung des vierzehnten Lebensmonats des Kindes
bezogen werden. Vorliegend sei dies der Zeitraum vom 12.10.2020 bis 11.12.2021.
Die Eltern hÃ¤tten grundsÃ¤tzlich gemeinsam Anspruch auf zwÃ¶lf MonatsbetrÃ¤ge
Basiselterngeld. Der KlÃ¤ger habe Anspruch auf zwei weitere MonatsbetrÃ¤ge,
wenn fÃ¼r zwei Monate eine Minderung des Einkommens aus ErwerbstÃ¤tigkeit
erfolge. Die Eltern kÃ¶nnten die jeweiligen MonatsbetrÃ¤ge abwechselnd oder
gleichzeitig beziehen. Im Falle des KlÃ¤gers liege eine Einkommensminderung vor.
Zusammen mit der Mutter des Kindes kÃ¶nne er daher Basiselterngeld fÃ¼r
insgesamt vierzehn Lebensmonate erhalten, jeder Elternteil alleine nur fÃ¼r
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hÃ¶chstens zwÃ¶lf Lebensmonate. Lebensmonate des Kindes, in denen einem
Elternteil an mindestens einem Tag nach Â§Â 3 AbsÂ 1 NrÂ 1 bis 3 BEEG
anzurechnende Einnahmen zustÃ¼nden (hier Mutterschaftsgeld vom 12.10.2020
bis 15.02.2021), gÃ¶lten als Monate, fÃ¼r die dieser Elternteil Basiselterngeld
beziehe (Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG in der bis zum 31.08.2021 geltenden Fassung ,
nunmehr Â§Â 4 Abs 4 Satz 3 BEEG). Diese Monate gÃ¶lten damit als von der Mutter
verbraucht. Dabei komme es nicht auf die tatsÃ¤chlich beantragten Monate an,
sondern auf den Zeitraum der ersten vierzehn Lebensmonate nach der Geburt, in
dem grundsÃ¤tzlich Basiselterngeld bezogen werden kÃ¶nne. Durch die Wahl der
Elterngeldbezugsmonate kÃ¶nne somit eine Anrechnung der
Mutterschaftsleistungen nicht umgangen werden. Dem stehe nicht entgegen, dass
die Mutter ergÃ¤nzend zu den Mutterschaftsleistungen fÃ¼r diese Monate einen
tageweisen Anspruch auf Elterngeld geltend mache. Dies sei von der Mutter des
Kindes jedoch nicht gewÃ¼nscht worden. Da die Mutter des Kindes bis zum
15.02.2021 â�� also bis in den fÃ¼nften Lebensmonat (12.02.2021 bis 11.03.2021)
â�� Mutterschaftsgeld erhalten habe, gÃ¶lten die ersten fÃ¼nf Monate so, als
wÃ¤re das Basiselterngeld von ihr beantragt und auch bezogen worden. Neben
diesen fÃ¼nf Lebensmonaten kÃ¶nne fÃ¼r beide Elternteile zusammen nur noch
fÃ¼r weitere neun Monate Basiselterngeld gewÃ¤hrt werden. Mit Bescheid vom
09.02.2021 sei dem KlÃ¤ger Basiselterngeld fÃ¼r den ersten bis neunten
Lebensmonat, also fÃ¼r neun Bezugsmonate, gewÃ¤hrt worden. Der KlÃ¤ger habe
damit seinen Bezugszeitraum voll ausgeschÃ¶pft. DarÃ¼ber hinaus komme eine
Bewilligung des Elterngeldes nicht in Betracht. Der Antrag auf Basiselterngeld fÃ¼r
den zehnten bis vierzehnten Lebensmonat sei daher abzulehnen. Diese Auffassung
habe das Bundessozialgericht (BSG) am 29.06.2017 (B 10 EG 6/16 R) in einem
Ã¤hnlich gelagerten Fall bestÃ¤tigt. 

Die Ehefrau des KlÃ¤gers machte entsprechend der Empfehlung der Beklagten
einen Teilanspruch fÃ¼r Basiselterngeld fÃ¼r den fÃ¼nften Lebensmonat geltend;
darÃ¼ber ist, soweit ersichtlich, bisher nicht entschieden.Â  

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 06.04.2021 hat der KlÃ¤ger am 12.04.2021
Klage zum Sozialgericht Mannheim (SG) erhoben. Es sei die Frage zu klÃ¤ren, ob
Mutterschaftsgeld, welches ausschlieÃ�lich der Kindsmutter zustehe, auf den
alleinigen Anspruch des KlÃ¤gers im Rahmen des Basiselterngeldes angerechnet
werden kÃ¶nne. Er â�� der KlÃ¤ger â�� verneine dies und sehe in dem
Verwaltungshandeln der Beklagten eine geschlechtsbezogene Ungleichbehandlung
von MÃ¤nnern. Das Urteil des BSG vom 29.06.2017 (B 10 EG 6/16Â R) treffe auf den
vorliegenden Fall nicht zu. Ihm stÃ¼nden vierzehn Monate Elterngeld als
Basiselterngeld zu. Dies ohne Anrechnung von Mutterschaftsgeld.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Die zustehenden
Mutterschaftsleistungen dienten demselben Zweck wie das Elterngeld, nÃ¤mlich
einen Teil des durch die Geburt und Betreuung eines Kindes wegfallenden
Erwerbseinkommens zu ersetzen. Die Mutterschaftsleistungen seien gegenÃ¼ber
dem Elterngeld vorrangig in Anspruch zu nehmen. Mit der gesetzlichen Fiktion des 
Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF sei auch keine Ungleichbehandlung der
elterngeldberechtigten VÃ¤ter verbunden. Soweit eine Ungleichbehandlung
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vorlÃ¤ge, wÃ¤re diese jedenfalls dadurch sachlich gerechtfertigt, dass Kinder
naturbedingt von MÃ¼ttern zur Welt gebracht wÃ¼rden. Dementsprechend
bedÃ¼rften auch nur diese des besonderen nachgeburtlichen Schutzes in
finanzieller Hinsicht. Denn nur die MÃ¼tter trÃ¼gen ein erhÃ¶htes
nachgeburtliches Infektrisiko, das den Arbeitgebern eine BeschÃ¤ftigung der
MÃ¼tter in der Regel in den ersten acht Wochen nach Geburt gesetzlich untersage
(absolutes BeschÃ¤ftigungsverbot). FÃ¼r VÃ¤ter dagegen existiere kein
vergleichbares Risiko und damit auch nicht das Erfordernis einer vergleichbaren
Schutzregelung. Insofern sei es folgerichtig, dass die Lebensmonate, in denen die
Mutterschaftsleistungen zustÃ¼nden, vom Gesetz auch als durch die Mutter
verbrauchte Entgeltmonate bestimmt wÃ¼rden und somit fÃ¼r eine
Inanspruchnahme durch die elterngeldberechtigten VÃ¤ter nicht mehr zur
VerfÃ¼gung stÃ¼nden. 

Das SG hat â�� nach AnhÃ¶rung der Beteiligten â�� durch Gerichtsbescheid vom
17.06.2021 die Klage abgewiesen. Das Begehren des KlÃ¤gers sei dahingehend
auszulegen, dass er Ã¼ber die gewÃ¤hrten neun Monate Elterngeld in HÃ¶he des
HÃ¶chstbetrages von monatlich 1.800,00Â â�¬ hinaus fÃ¼r weitere fÃ¼nf
Lebensmonate die Bewilligung von Elterngeld verlange. Ã�ber die HÃ¶he der
vorlÃ¤ufig festgesetzten Leistungen werde daher nicht gestritten. Die Klage sei
nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 09.02.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.04.2021 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger habe Ã¼ber die ihm gewÃ¤hrten neun
Monate Basiselterngeld hinaus keinen Anspruch auf Elterngeld gegenÃ¼ber der
Beklagten anlÃ¤sslich der Geburt seiner Tochter C. Der KlÃ¤ger sei dem Grunde
nach elterngeldberechtigt, was auch zwischen den Beteiligten unstreitig sei. Der
KlÃ¤ger kÃ¶nne nicht mehr als die ihm gewÃ¤hrten neun Monate Basiselterngeld
verlangen. GemÃ¤Ã� Â§Â 4 AbsÂ 1 SatzÂ 1 BEEG aF kÃ¶nne Elterngeld in der Zeit
vom Tag der Geburt des Kindes bis zur Vollendung des vierzehnten Lebensmonats
bezogen werden. Die Eltern hÃ¤tten nach Â§Â 4 AbsÂ 4 SatzÂ 1, 2 BEEG aF
gemeinsam Anspruch auf maximal vierzehn MonatsbetrÃ¤ge Basiselterngeld.
Lebensmonate des Kindes, in denen einem Elternteil nach Â§Â 3 AbsÂ 1 SatzÂ 1
NrÂ 1 bis 3 BEEG anzurechnende Leistungen oder nach Â§Â 192 AbsÂ 5 SatzÂ 2
VVG Versicherungsleistungen zustÃ¼nden, gÃ¶lten als Monate, fÃ¼r die dieser
Elternteil Elterngeld im Sinne des Â§Â 4 AbsÂ 2 SatzÂ 2 BEEG (Basiselterngeld)
beziehe. Die Ehefrau des KlÃ¤gers habe bis in den fÃ¼nften Lebensmonat
(12.02.2021 bis 11.03.2021) Mutterschaftsgeld erhalten. Dabei handele es sich um
eine Leistung nach Â§Â 3 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 1a BEEG. Die ersten fÃ¼nf
Lebensmonate der Tochter des KlÃ¤gers gÃ¶lten daher nach Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3
BEEG aF als Monate, fÃ¼r die die Ehefrau des KlÃ¤gers Elterngeld im Sinne des 
Â§Â 4 AbsÂ 2 SatzÂ 2 BEEG aF, also Basiselterngeld, beziehe. Zusammen mit den
neun dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrten Monaten an Basiselterngeld werde daher die
HÃ¶chstanspruchsdauer von vierzehn Lebensmonaten Basiselterngeld erreicht und
dem KlÃ¤ger kÃ¶nnten keine weiteren Monate Elterngeld geleistet werden. Das BSG
stelle in seiner Entscheidung vom 29.06.2017 (B 10 EG 6/16 R) zutreffend fest, dass
mit dem ab 18.09.2012 geÃ¤nderten Wortlaut des Â§Â 4 AbsÂ 3 SatzÂ 2 BEEG aF,
der in der ab dem 01.01.2018 geltenden und fÃ¼r den KlÃ¤ger einschlÃ¤gigen
Fassung beibehalten worden sei, die in dem Wortlaut enthaltene Fiktion von
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Elterngeldbezugsmonaten (â��Lebensmonate des Kindes â�¦ gelten als Monate,
fÃ¼r die dieser Elternteil Elterngeld beziehtâ��) auf jeden Elternteil bezogen sei,
der Einnahmen nach Â§Â 3 AbsÂ 1 NrÂ 1 bis 3 BEEG erhalte, ungeachtet des
Umstandes, ob die Person in den betreffenden Monaten eine Berechtigung zum
Bezug von Elterngeld gehabt habe. Diese Ã�nderung des Wortlautes enthalte nach
den Gesetzesmaterialien eine â��Klarstellungâ�� als Reaktion auf die
Rechtsprechung des BSG im Urteil vom 26.05.2011 (B 10 EG 11/10 R). SchlieÃ�lich
ziele der Gesetzentwurf des Bundesrates auf eine erhebliche Vereinfachung des
Vollzugs des Elterngeldes, bei der der Charakter der Leistung gewahrt und
Mehrausgaben vermieden werden sollten (Hinweis auf BT-Drs 17/1221).
Insbesondere deshalb seien weitere zusÃ¤tzliche WÃ¼nsche beim Elterngeld
wÃ¤hrend des Gesetzgebungsverfahrens aus GrÃ¼nden der
Haushaltskonsolidierung unberÃ¼cksichtigt geblieben. Dass von der zwingenden
Zuordnungsregelung des Â§Â 4 AbsÂ 3 SatzÂ 2 BEEG aF nur ganze Bezugsmonate
erfasst wÃ¼rden, habe der Gesetzgeber ausdrÃ¼cklich gewollt, insoweit sei dem
Gesetz keine planwidrige UnvollstÃ¤ndigkeit zu entnehmen (Hinweis auf BSG
26.05.2011, B 10 EG 12/10 R). Die seitens des BSG entwickelte Auslegung des 
Â§Â 4 AbsÂ 3 SatzÂ 2 BEEG aF begegne keinen verfassungsrechtlichen Bedenken.
Das BSG habe bereits entschieden, dass der Gesetzgeber eine zeitgleiche Zahlung
von Elterngeld und Mutterschaftsgeld eindeutig ausschlieÃ�en wolle (Hinweis auf BT-
Drs 16/1889, SÂ 22 f) und deshalb auch eine VerlÃ¤ngerung der Bezugsdauer von
Elterngeld um Zeiten, fÃ¼r die eine Anrechnung von anderen Leistungen nach 
Â§Â 3 AbsÂ 1 und 3 BEEG erfolge, nicht vorgesehen habe, ohne dass eine
planwidrige UnvollstÃ¤ndigkeit des Gesetzes vorliege (Hinweis auf BSG 20.12.2012, 
B 10 EG 19/11 R). Es habe insoweit bereits eine Auslegung zu Â§Â 4 AbsÂ 3 SatzÂ 2
BEEG aF (bis zum 17.09.2012) als mit ArtÂ 3 AbsÂ 1 und ArtÂ 6 AbsÂ 1 Grundgesetz
(GG) vereinbart bewertet (BSG 26.05.2011, B 10 EG 11/10 R und B 10 EG 12/10Â R)
und festgestellt, dass auch Â§Â 4 AbsÂ 3 SatzÂ 2 BEEG idF vom 10.09.2012 kein
Verfassungsrecht verletze. Die in den Urteilen des BSG vom 26.05.2011 (B 10 EG
12/10 R) und 20.12.2012 (B 10 EG 19/11Â R) getroffenen AbwÃ¤gungen trÃ¤fen auf
die nunmehr einbezogene Konstellation der Fiktion von Bezugsmonaten fÃ¼r
Elterngeld auch bei MÃ¼ttern, die Mutterschaftsgeld bezogen hÃ¤tten, ohne in
dieser Zeit elterngeldberechtigt zu sein, in gleicher Weise zu. Zwar kÃ¶nne diese
Auslegung mit einer zusÃ¤tzlichen Begrenzung des Bestimmungsrechts nach Â§Â 5
AbsÂ 1 BEEG einhergehen. Dieser Umstand falle allerdings angesichts der
verbliebenen SteuerungsmÃ¶glichkeiten weiterhin nicht erheblich ins Gewicht. Die
Fiktion des Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF treffe demgegenÃ¼ber jetzt alle
Antragsteller auf Elterngeld gleich, wenn die Mutter zuvor Mutterschaftsgeld
bezogen habe. Damit stelle die Vorschrift des Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF sogar
in verstÃ¤rktem MaÃ�e sicher, dass die Anrechnungsregelungen des Â§Â 3 AbsÂ 1
und 3 BEEG nicht durch eine entsprechende Gestaltung der Bezugsberechtigung
von den Eltern umgangen werden kÃ¶nnten. Denn nunmehr sei es ohne Bedeutung,
wenn der Vater ab dem dritten Lebensmonat des Kindes Elterngeld beantrage und
die Mutter gerade aus diesen GrÃ¼nden wieder eine BeschÃ¤ftigung in
elterngeldschÃ¤dlichem Umfang aufnehme, um die Elterngeldfiktion zu vermeiden
(Hinweis auf BSG 29.07.2017, B 10 EG 6/16Â R). Auch eine geschlechtsbezogene
direkte oder indirekte Ungleichbehandlung von MÃ¤nnern unter Verletzung des
besonderen Gleichheitsgebotes in ArtÂ 3 AbsÂ 2 SatzÂ 1 GG oder des
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Benachteiligungsverbots in ArtÂ 3 AbsÂ 3 SatzÂ 1 GG liege zur Ã�berzeugung des
SG nicht vor. Zwar kÃ¶nnten durch Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF vornehmlich
VÃ¤ter von der Fiktion des Elterngeldbezugs nachteilig betroffen sein, wenn sie sich
fÃ¼r Elterngeldbezugsmonate entschieden, die wegen des Bezugs von
Mutterschaftsleistungen nach Â§Â 3 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 1 BEEG als
Elterngeldbezugsmonate der Mutter in FÃ¤llen gÃ¶lten, in denen die Mutter nicht
elterngeldberechtigt sei. Allerdings sei nicht jede Ungleichbehandlung
ausgeschlossen. Differenzierende Regelungen kÃ¶nnten vielmehr zulÃ¤ssig sein,
soweit sie zur LÃ¶sung von Problemen, die ihrer Natur nach nur entweder bei
MÃ¤nnern oder bei Frauen auftreten kÃ¶nnten, zwingend erforderlich seien
(Hinweis auf Bundesverfassungsgericht BVerfGE 85,191; BSG 27.06.2013, B 10 EG
10/12 R). Ein solcher Fall liege hier vor. Denn Mutterschaftsleistungen kÃ¶nnten der
Natur der Sache nach nur von MÃ¼ttern bezogen werden. DÃ¼rfe der Gesetzgeber
wie ausgefÃ¼hrt zweckidentische Doppelleistungen mit Elterngeld vermeiden, sei
die Fiktion des Elterngeldbezugs zugunsten der Mutter systemimmanent
vorgegeben. Die in Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF enthaltene Fiktion von
Bezugsmonaten sorge auf diese Weise sachgerecht dafÃ¼r, dass die in Â§Â 3
AbsÂ 1 BEEG geregelte Anrechnung die den beiden Elternteilen zustehende
Gesamtbezugsdauer des Elterngelds sicherstelle. Die Tatsache, dass eine
Kindsmutter im Lebensmonat des Bezugs von Mutterschaftsgeld fÃ¼r die Tage, die
kein Mutterschaftsgeld gezahlt werde, Elterngeld beantragen kÃ¶nne, wie der
Ehefrau des KlÃ¤gers im Widerspruchsbescheid der Beklagten auch freigestellt, der
Kindesvater aber nicht, da der gesamte Lebensmonat als Monat des Bezugs von
Basiselterngeld der Mutter zugerechnet werde, rechtfertige keine andere
Beurteilung. Denn in Bereichen der frei gewÃ¤hrenden StaatstÃ¤tigkeit, der die
GewÃ¤hrung von Elterngeld zuzurechnen sei, also auÃ�erhalb von Pflichtaufgaben,
komme dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Im Rahmen dieses
Gestaltungsspielraums sei diese Ungleichheit aus GrÃ¼nden der erheblichen
Verwaltungsvereinfachung hinzunehmen. Denn der Gesetzentwurf des Bundesrates,
der den Wortlaut des Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF im Kalenderjahr 2012 neu
gefasst habe, habe auf eine erhebliche Vereinfachung des Vollzugs des Elterngeldes
gezielt. Etwas Anderes ergebe sich auch nicht aus der Entscheidungsanmerkung der
Prof. Dr.Â v.Â Koppenfels-Spiess in der NZS 2017, 959. In dieser Anmerkung stelle
die Autorin lediglich klar, dass die im Urteil des BSG vom 29.06.2017 (B 10 EG 6/16
R) vertretene Auslegung des Â§Â 4 AbsÂ 5 SatzÂ 3 BEEG aF dem Willen des
Gesetzgebers entspreche und zu einer Begrenzung des Bestimmungsrechts nach 
Â§Â 5 AbsÂ 1 BEEG fÃ¼hre. Eine kritische Anmerkung zu der Entscheidung des BSG
finde sich hier nicht. 

Gegen den seinen BevollmÃ¤chtigten am 18.06.2021 zugestellten Gerichtsbescheid
wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner am 21.06.2021 beim SG eingelegten Berufung,
mit der er sein Begehren weiterverfolgt. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Mannheim vom 17.06.2021 aufzuheben
und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 09.02.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.04.2021 zu verurteilen, ihm Basiselterngeld fÃ¼r
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den zehnten bis vierzehnten Lebensmonat der am 12.10.2020 geborenen Tochter C
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist zur BegrÃ¼ndung auf ihre Entscheidung und den
angefochtenen Gerichtsbescheid. 

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats Bezug genommen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs 1, 124 Abs 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheidet, ist unbegrÃ¼ndet. 

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs 1 SGG form- und
fristgerecht eingelegt worden sowie statthaft (Â§Â§ 143, 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG
). 

Den Gegenstand der Berufung bildet der Bescheid vom 09.02.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.04.2021 (Â§ 95 SGG), mit dem die Beklagte dem
KlÃ¤ger fÃ¼r seine Tochter fÃ¼r den ersten bis neunten Lebensmonat (12.10.2020
bis 11.07.2021) Elterngeld in HÃ¶he von 1.800,00Â â�¬ bewilligt und fÃ¼r den
zehnten bis vierzehnten Lebensmonat (12.07.2021 bis 11.12.2021) die GewÃ¤hrung
von Elterngeld abgelehnt hat. Allein gegen die Ablehnungsentscheidung wendet
sich der KlÃ¤ger mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â§ 54
Abs 1 und 4, 56 SGG) und begehrt Basiselterngeld fÃ¼r den zehnten bis
vierzehnten Lebensmonat der Tochter.

Das SG hat die Klage zur Recht abgewiesen, weil der Bescheid vom 09.02.2021 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 06.04.2021 rechtmÃ¤Ã�ig ist und den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt. Das SG hat zutreffend einen Anspruch des
KlÃ¤gers gegen die Beklagte auf Basiselterngeld fÃ¼r den zehnten bis vierzehnten
Lebensmonat (12.07.2021 bis 11.12.2021) verneint. Es hat in dem angefochtenen
Gerichtsbescheid die maÃ�geblichen Rechtsvorschriften im Einzelnen dargestellt
und begrÃ¼ndet, dass der KlÃ¤ger und seine Ehefrau nach Â§ 4 Abs 2 und 4 Satz 1
BEEG aF, wobei das BEEG in der bis zum 31.08.2021 geltenden Fassung auf die am
12.10.2020 geborene Tochter Anwendung findet (Â§ 28 Abs 1 BEEG), gemeinsam
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Anspruch auf Basiselterngeld fÃ¼r insgesamt vierzehn Monate haben, die Ehefrau
des KlÃ¤gers, mithin ein Elternteil, vom 12.10.2020 bis zum 15.02.2021, also bis in
den fÃ¼nften Lebensmonat hinein, Mutterschaftsgeld, mithin nach Â§ 3 AbsÂ 1 Nr 1
BEEG anzurechnende Einnahmen, erzielt hat und diese ersten fÃ¼nf Lebensmonate
der Tochter nach Â§ 4 Abs 5 Satz 3 BEEG aF als Bezugsmonate der Ehefrau des
KlÃ¤gers gelten mit der Folge, dass diese Monate bei dem anderen Elternteil als
verbraucht gelten und damit dem KlÃ¤ger lediglich noch fÃ¼r neun Lebensmonate
Elterngeld zusteht (vgl nochmals das vom SG zitierte Urteil des BSG vom
29.06.2017, B 10 EG 6/16 R, SozR 4-7837 Â§ 4 Nr 6, mit dem das BSG die Revision
gegen das Senatsurteil vom 29.09.2015, LÂ 11 EG 109/15, zurÃ¼ckgewiesen hat).
Der Senat hat â��Â ebenso wie das SG â�� keine verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen die Regelung des Â§ 4 Abs 5 Satz 3 BEEG aF (vgl nochmals BSG 29.06.2017, 
B 10 EG 6/16 R, SozR 4-7837 Â§ 4 Nr 6 sowie Senatsurteil vom 29.09.2015, L 11 EG
109/15). Der Senat sieht von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
ab und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung des
SG als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck (Â§Â 153 Abs 2 SGG), zumal der KlÃ¤ger sich im
Berufungsverfahren auf die im sozialgerichtlichen Verfahren vorgebrachten
GrÃ¼nde beschrÃ¤nkt und sich nicht mit der vom SG ausfÃ¼hrlich dargestellten
Sach- und Rechtslage auseinandergesetzt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, weil GrÃ¼nde hierfÃ¼r nicht vorliegen. 

Erstellt am: 14.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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